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Vorwort 

Nach zwei verheerenden Weltkriegen in diesem Jahrhundert stand und 
steht die Eindämmung zwischenstaatlicher Gewaltanwendung im Mittel-
punkt der politischen und rechtlichen Bemühungen um eine Neustrukturie-
rung der Beziehungen der souveränen Staaten. Der Begriff der kollektiven 
Sicherheit, Hauptgegenstand der vorliegenden Untersuchung, ist mit die-
sem Prozeß untrennbar verbunden. Kollektive Sicherheit bedeutet in die-
sem Zusammenhang, anders als es der schlichte Wortsinn nahelegen könn-
te, nicht nur das Streben nach überindividueller Verantwortung für Sicher-
heit und Frieden im Völkerleben, sondern ist Ausdruck für den Versuch 
der Entanarchisierung der Gewaltanwendung im Staatenverkehr durch ei-
nen zwischen- oder überstaatlichen pouvoir pacifique. Die Einrichtung einer 
solchen supranationalen Friedensmacht ähnelt auf den ersten Blick dem 
Prozeß des Werdens des friedensstiftenden neuzeitlichen Staates, der als 
pouvoir neutre das mittelalterliche Fehdewesen beendete. Friedenssiche-
rung im Sinne einer zwischen- oder überstaatlichen Neutralisierung 
kriegerischer Rechtshändel und ihre Ersetzung durch einen gewaltfreien 
Rechtsgang zwischen den Staaten setzt allerdings eine bestimmte ordnungs-
fähige politisch-soziale Lage voraus, die rechts- und staatensoziologisch 
taugliches Substrat für einen friedlichen world order sein kann. Die beiden 
großen Staatenorganisationen mit universellem Friedensanspruch, die in 
diesem Jahrhundert zu diesem Zweck geschaffen wurden, Völkerbund und 
die Vereinten Nationen, sind erste revolutionäre Rechtsereignisse, welche 
die bislang vorherrschende individualiserende Konfliktauffassung des klas-
sischen europäischen Völkerrechts überwinden sollten. Es liegt insoweit na-
he, anband der Erfahrung mit diesen Modellen der Friedenssicherung, be-
sonders der Vereinten Nationen, die Tauglichkeit des Konzeptes einer go-
balen kollektiven Sicherheit und ihrer völkerrechtlichen Folgen für die 
Staatenwelt einer Prüfung zu unterziehen. Dabei soll nicht, wie in der völ-
kerrechtlichen Literatur allfällig nachzulesen, der Befund einer bislang rela-
tiven IneffiZienz des Friedensmechanismus der Vereinten Nationen wieder-
holt werden. Vielmehr wird die in der Satzung der Vereinten Nationen 
erstmals juridifizierte kollektive Sicherheit in einer rechtlich-historischen 
Gesamtschau von einem universalismuskritischen Standort aus neu bewer-
tet. Das Aufbrechen der bis heute bipolaren Sicherheitsstruktur durch die 
scheinbare Beendigung des Ost-West-Gegensatzes und die völkersicher-
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heitsrechtlichen Ereignisse um den Irak/Kuwait-Konflikt 1990/91, die oft 
als erste Signale eines nunmehr bevorstehenden universellen world order 
begriffen werden, unterstreichen die Notwendigkeit einer solchen Neube-
wertung. 

Die vorliegende Arbeit wurde an der Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften zu Speyer im Wintersemester 1991/92 als Dissertation angenom-
men. Mein besonderer Dank gebührt an erster Stelle meinem verehrten 
Doktorvater, Herrn Universitätsprofessor Dr. jur. Helmut Quaritsch, für 
seine umsichtige und jederzeit ermunternde Unterstützung sowie an zwei-
ter Stelle dem Zweitgutachter, Herrn Universitätsprofessor Dr. jur. Walde-
mac Schreckenberger, für die zügige und wohlwollende Beurteilung. Zu 
danken habe ich auch der Hochschule für Verwaltungswissenschaften in 
Speyer und dem Land Rheinland-Pfalz, die das Vorhaben mit einem Sti-
pendium unterstützt haben. Hervorheben möchte ich weiterhin die Mitar-
beit von Frau Karin Ernst, die bei der Erstellung des Typoskripts aufopfe-
rungsvoll mitwirkte. 

Schließlich und endlich danke ich dem Geschäftsführer des Verlages 
Duncker & Humblot, Herrn Professor Norbert Simon, für die freundliche 
Aufnahme der Schrift in das Verlagsprogramm. 

Diese Arbeit ist meinen Eltern gewidmet. 

Speyer, im Oktober 1992 Thomas Michael Menk 
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Erster Teil 

Die Organisation der kollektiven Sicherheit im 
VII. und VIII. Kapitel der Satzung der Vereinten Nationen 

A. Vorfragen 

I. Der BegritT der "kollektiven Sicherheit" 

Der Begriff der "kollektiven Sicherheit" ist seinem Ursprung nach ein 
Gegenbegriff. Er steht für ein Konzept zwischen- oder überstaatlicher Si-
cherheit, welches für das klassische Allianzendenken keinen Raum mehr 
läßt. Diese Gegenbegrifflichkeit und Gegenqualität der kollektiven Sicher-
heit im Verhältnis zum überkommenen Bündnis spielte bei der Entwick-
lung und normativen Verankerung des hier zu untersuchenden Sicherheits-
systems der OVN eine entscheidende Rolle.1 Die Satzungsgeber der OVN 
gingen davon aus, daß die Idee der kollektiven Sicherheit als Organisations-
prinzip zwischenstaatlicher Sicherheit und das universelle Gewaltverbot des 
Art. 2 Nr. 4 SVN in natürlicher Korrelation zueinander stünden.2 Die Sat-
zung selbst definiert den Begriff der "kollektiven Sicherheit" nicht, auch 
wenn die Begriffe "collective" und "security" verstreut über das ganze Nor-
mengefüge der SVN immer wieder auftauchen. Bereits unter Berücksichti-
gung dieses Umstandes ist es von Interesse, einen präzisen, konturierten 
Begriff der kollektiven Sicherheit herauszuarbeiten, der für die weitere Un-
tersuchung eine ausreichende Arbeitsgrundlage bietet. 

1 Vgl. Claude, Power and International Relations, S. 155. 
2 Vgl.RusseljMuther, History, S. 464,599,647,656 u. 676. 
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1. Gnmdlagen 

a) Bemerkungen zu den Teilbegriffen "kollektiv" und "Sicherheit" 

(1) Der Teilbegriff "kollektiv'' 

Der Teilbegriff "kollektiv'' bedeutet vom Wortsinne her einfach "gesam-
melt, versammelt, zusammengefasst" .3 Er ist in dem hier interessierenden 
Zusammenhang noch ganz allgemein gesprochen als typisierendes Merk-
mal einer genossenschaftlichen Organisierung von Sicherheit zu verstehen. 
"Genossenschaftlich" ist hier als Gegenbegriff zu "individualistisch" im Sin-
ne einzelstaatlicher Friedenssicherung aufzufassen.• "Kollektiv'' kann aber 
auch bedeuten: "kollegial"; dieser Begriff kennzeichnet die Friedenssiche-
rung durch ein internationales Kollegium souveräner Staaten, oder anders 
ausgedrückt: durch eine "organisation de Ia securite generale de tous les 
membres de Ia societe internationale"5• Alle Mitglieder der Staatengesell-
schaft werden durch den Teilbegriff "kollektiv'' aufgefordert, das ihnen zu-
kommende ,,Amt" der Friedenssicherung in einer Art universellen ,,Amts-
genossenschaft" auszuüben. Alle Staaten sollen für die Sicherheit des je an-
deren verantwortlich sein, da Frieden und Sicherheit "miteinander" und 
nicht mehr "gegeneinander" gewährleistet werden sollen; dies impliziert 
bereits der verwendete Begriff der ,,Amtsgenossenschaft". 

Das Völkerrecht kannte vor der Entwicklung des Begriffs der "kollekti-
ven Sicherheit" bereits den Begriff der "Kollektivaktion".6 Darunter ver-
stand man zunächst jede, von einer Mehrzahl von Staaten gemeinsam un-
ternommene, völkerrechtlich relevante Handlung; genauer: eine von ge-
meinsamen politischen Interessen bestimmte kollektive Handlung.' Eine 
solche Kollektivaktion war immer dann notwendig, wenn das politisch ge-
meinsam angestrebte Ziel nicht einzelstaatlich, sondern nur genossen-
schaftlich erreicht werden konnte oder sollte. Der Zweck der Kollektivakti-
on war es, einen dritten Staat durch die Ausübung von Kollektivzwang zu 
einem bestimmten politischen Verhalten zu veranlassen.3 Dabei war die 
konkret gewählte völkerrechtliche Organisationsform der Kollektivaktion 

3 Vgl. Kluge, Etymologisches Wörterbuch, Stichwort "Kollektion", S. 390 oder Duden 
Herkunftswörtelbuch, Stichwort "kollektiv", S. 345. 

4 "Individualistisch" meint hier konkret: freie Allianzenpolitik, Rüstungsfreiheit, freies 
KriegsfühNngsrecht und Neutralitätspolitik. Vgl. Rousseau, Droit des conflits armes, S. 526. 

5 Rousseau, a.a.O., S. 527. 
6 Vgl. v. Frisch, Kollektivaktion, in: WVR 1 I, S. 647 f. 
7 Vgl. v. Frisch, a.a.O., S. 647. 
1 Beispiele solcher Kollektivaktionen, etwa die deutsch-englisch-italienische Flottende-

monstration gegenüber Venezuela im Jahre 1902, finden sich bei v. Frisch, a.a.O. 
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nicht von ausschlaggebender Bedeutung; es handelte sich zumeist um Maß-
nahmen herkömmlicher Allianzen oder zeitlich eng begrenzter Ententen, 
die mit der modernen, quasi-polizeilichen Kollektivsicherheit nichts gemein 
hatten, da hier keine zentralisierte zwischen- oder überstaatliche Entschei-
dung über die Ausübung des jus belli getroffen wurde.9 

Wenn also "individualistisch" im Zusammenhang der Friedenssicherung 
"einzelstaatlich" bedeutet, dann will "kollektiv'' demgegenüber auf das hier 
wichtige Element der zwischenstaatlichen oder gar überstaatlichen Koope-
ration hinweisen, das heißt, daß die Sicherheit durch den Begriff "kollektiv'' 
zur res communis inter gentes, wenn nicht sogar supra gentes gemacht wer-
den soll.10 Der Begriff "kollektiv'' impliziert so freilich auch eine besondere 
ideologische Bedingtheit. Die Verantwortlichkeit "aller für alle" verweist 
auf das sich seit der französischen Revolution durchsetzende republika-
nisch-demokratische Prinzip, welches durch den Begriff der kollektiven Si-
cherheit auf die Ebene des Zwischen- beziehungsweise Überstaatlichen ge-
hoben werden soll.11 Die politische Bedeutsamkeil geselliger Kollektivität, 
welche das demokratische Prinzip vom monarchisch-aristokratischen ab-
scheidet, soll auch in den Beziehungen der Staaten zueinander gelten. Ge-
gen das "feudal-dynastische" Prinzip der "balance of powers" steht das 
"demokratische" Prinzip der "kollektiven Sicherheit".12 Nicht mehr das "re-
aktionäre" Gleichgewicht, sondern der Mehrheitskonsens der in einer Si-
cherheitsorganisation zusammengefaßten Staaten soll Leitmotiv zwischen-
staatlicher Friedenspolitik sein. Die Tendenz dieses Denkens visiert fraglos 
den Bereich des Überstaatlichen an. Die Frage, ob "kollektiv'' dabei zwin-
gend "universell-global" im Sinne einer Weltsicherheitsgemeinschaft be-
deuten muß, kann an dieser Stelle dahinstehen, da sich das zur Untersu-
chung anstehende Kriegsverhütungssystem der OVN als ein primär globa-
les versteht. 

9 Wehberg (RdC 48 (1934 II], S. 92 ff.) ordnet die Maßnahmen der "Kollektivaktion" inso-
weit unzutreffend einem genossenschaftlich-universellen Sicherheitshandeln zu. 

10 Ähnlich wohl Meyn, Kollektive Sicherheit, in: Schwan (Hrsg.) Sicherheitspolitik, S. 112, 
für den "kollektiv'' offensichtlich heißt: zwischen Weltstaat und Einzelstaaten angesiedelt. 

11 Vgl dazu auch unten 2.Teil: B.ll.2.b. (S. 319 ff.). 
12 Es dürfte kein Zufall sein, daß das Prinzip der kollektiven Sicherheit, nachdem es in 

der späten Neuzeit, besonders im Gefolge der französischen Revolution, gedanklich vorberei-
tet wurde, nach der Zerschlagung der letzten bedeutenden legitimen Monarchien in Europa 
im Ersten Weltkrieg auf Initiative der demokratisch geprägten Westmächte im System des 
Genfer Völkerbundes zum ersten Mal eine gewisse praktische Andeutung erfahrt. Vgl. dazu 
unten 2. Teil: A.III.(S. 263 ff.) und 2. Teil: B.II.2.c.(323 ff.). 

2 Menk 
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